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der registrierten Arbeitslosen ist wieder leicht angestiegen (auf rd. 2,25 Mio. Personen). Hier spielt das weiterhin 
zunehmende Angebot an Arbeitskräften eine Rolle, vor allem haben sich Zuwanderungen von Deutschen und Ausländern 
verstärkt. 
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Für 1989 wird hier in Alternativrechnungen von einem Spektrum des realen Wirtschaftswachstums ausgegangen, das von l % 
bis 3 % reicht. Jüngste Prognosen rechnen allgemein mit 2-2½ % Wachstum. 
Je nach gesamtwirtschaftlicher Entwicklung wird die Erwerbstätigenzahl mehr oder weniger zunehmen (+ 70000 
bis + 210000). Der weitere Zuwachs beim Erwerbspersonenpotential (um 215000 Personen) wird allerdings dazu führen, 
daß dann bestenfalls ein geringfügiger Abbau der registrierten Arbeitslosigkeit (um 10000 Personen) oder aber ein 
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der BA mitfinanzierten Fälle der Vorruhestandsregelung die Arbeitslosenzahl um rd. 425 000 Personen entlastet, d. h. ohne 
diese Maßnahmen wäre die Arbeitslosigkeit entsprechend höher gewesen. 
Von einem ausgeglichenen Arbeitsmarkt sind wir immer noch weit entfernt. Die Angebotsseite dürfte zumindest bis Mitte 
der 90er Jahre durch einen erheblichen Potentialdruck charakterisiert sein, allerdings mit abnehmender Tendenz. Das 
Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt droht anzuhalten, und damit auch die Langzeitarbeitslosigkeit. Bis in die 90er Jahre 
hinein gibt es deshalb großen beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitischen Handlungsbedarf. 
Gliederung 
Einleitung 
1.  Der Arbeitsmarkt im Jahre 1988 
1.1 Das  Arbeitsangebot 
1.2  Arbeitsvolumen, Arbeitszeit und Beschäftigung 
1.3 Die  Arbeitsmarktbilanz 
 
2.  Die voraussichtliche Arbeitsmarktentwicklung im Jahre 
1989 
3.  Ausblicke auf die Jahre danach 
4.  Entlastung der Arbeitslosenzahl durch arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen 




Im nun zu Ende gegangenen Jahr hat sich auf dem Arbeits-
markt der Bundesrepublik Deutschland jene Entwicklung 
fortgesetzt, die das Gesamtbild nun schon seit fünf Jahren 
prägt: 
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-  Der Anstieg der Erwerbstätigenzahl hielt an, wenngleich 
er etwas schwächer ausfiel als in den Jahren davor. Immer-
hin: Im Verlauf dieses Jahres haben sich die Besserungsten-
denzen wieder stärker durchgesetzt. Dabei lag der Schwer-
punkt der Beschäftigungszunahme weiterhin eindeutig im 
Dienstleistungsbereich. 
-  Auf der anderen Seite nahm aber – wieder verstärkt – 
auch das Erwerbspersonenpotential zu.  Zwar läuft die 
interne „demographische Welle“ nun aus, doch stehen dem 
neben der noch immer ansteigenden Erwerbsbeteiligung 
jetzt wieder kräftig steigende Zuwanderungen gegenüber. 
-  So verharrte denn auch die Arbeitslosigkeit hartnäckig 
auf dem hohen Niveau der letzten Jahre, ja sie nahm im 
Jahresdurchschnitt – bei leichter Besserungstendenz zum 
Jahresende hin – sogar noch etwas zu. Der Ausgleich am 
Arbeitsmarkt bleibt in weiter Ferne. 
Diese Konstellation wird sich aller Voraussicht nach auch 
im kommenden Jahr wieder einstellen. Das gesamtwirt-
schaftliche Produktionswachstum setzt sich fort. Zuneh-
men wird weiterhin auch die Beschäftigtenzähl, so daß –
gemessen an der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer –
der durch die zweite Ölkrise verursachte Beschäftigungs-
einbruch zu Beginn der 80er Jahre zum Ende des kommen-
den Jahres aufgeholt sein dürfte. Noch stärker aber wird 
das Angebot an Arbeitskräften ansteigen, die Arbeits-
marktbilanz also kaum günstiger aussehen. 
Die Erfahrung dieser Jahre und die Perspektiven auf mitt-
lere Sicht, namentlich auf der Seite des Arbeitskräfteange-
bots, werfen erneut die arbeitsmarkt- und beschäftigungs- 
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daß dieses hohe Maß an Arbeitslosigkeit unter den gegebe-
nen Angebots-Nachfrage-Verhältnissen allein durch Wirt-
schaftswachstum nicht aus der Welt zu schaffen ist, jeden-
falls nicht in den Bandbreiten der Produktionsentwicklung, 
die aus den verschiedensten Gründen für realisierbar zu 
halten sind. 
Aber dies führt keineswegs zwangsläufig zu dem Schluß, 
daß Arbeitslosigkeit diesen Umfangs unvermeidbar wäre! 
Auf weitere, viele Jahre einen so hohen „Sockel“ von 
Arbeitslosigkeit hinzunehmen, steht nicht nur im Wider-
spruch zu erklärten und grundlegenden Zielen dieser 
Gesellschaft, sondern es führt auch zu höheren ökonomi-
schen und fiskalischen Kosten. 
Innerhalb des großen Bündels von Maßnahmen beschäfti-
gungs- und arbeitsmarktpolitischer Gegensteuerung sollte 
Vorrang genießen, was Beschäftigung, Arbeitsplätze und 
Werte schafft, wie etwa lang angelegte, öffentlich geför-
derte Programme zur Erneuerung von Städten und Dör-
fern und zur Sanierung und Erhaltung der Umwelt, Pro-
gramme, die möglichst private Initiative und Investitionen 
wecken. Vorschläge liegen hierzu genügend auf dem Tisch. 
Zumindest bewahrt werden sollte daneben aber auch das 
zuletzt erreichte Niveau arbeitschaffender Maßnahmen vor 
allem für jene, die bei der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage 
nur geringe Chancen haben. Aber sie müssen auf vollwerti-
gen Arbeitsplätzen vor dem Verlust von Einkommen, Qua-
lifikation und Selbstwertgefühl bewahrt werden. Unver-
minderte Anstrengungen sind daneben in der Qualifizie-
rungspolitik angezeigt, ja hier ist sogar erhöhter Bedarf 
durch die neuerlichen Zuwanderungen entstanden. 
Dies alles „rechnet sich“ ja auch, wenn erst einmal kurzfri-
stiges und partielles Kostendenken einer gesamtfiskali-
schen Betrachtung Raum gibt, die zudem auch indirekte 
und zeitlich versetzte Erträge mit bedenkt – ganz abgese-
hen von den nicht berechenbaren psychosozialen und 
gesundheitlichen Folgeproblemen der Arbeitslosigkeit. 
Freilich, so unverkennbar die Entlastungswirkungen sol-
cher Maßnahmen sowohl für den einzelnen wie für die 
Arbeitsmarktbilanz insgesamt sind, das gravierende 
Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt läßt sich insgesamt 
mit den Instrumenten des AFG und auch mit wachstums-
fördernden Maßnahmen allein nicht beheben. Soll diese 
erhebliche Verletzung des Beschäftigungsziels, die auch 
jüngst wieder der Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung beklagt (siehe Zif-
fer 217 im JG 88), nicht bis weit in die 90er Jahre hinein 
andauern, dann muß verstärkt Entlastung auch auf der 
Angebotsseite des Arbeitsmarkts gesucht werden. Vielfäl-
tige Formen der Verkürzung durchschnittlicher Jahresar-
beitszeit wie auch der Erwerbslebensdauer sind realisier-
bar. Bei zugleich angemessener Ausprägung flexibler und 
ja auch reversibler Arbeitszeitmuster geraten sie auch nicht 
notwendig in Widerspruch zu den kurz- und längerfristigen 
produktionsseitigen Belangen in den Betrieben, können 
also durchaus weitgehend konsensfähig ausgestaltet 
werden. 
1) Grundlage dieser Berechnungen sind die Zeitreihen zur effektiven 
Erwerbstätigkeit und der registrierten Arbeitslosigkeit, zusätzlich geschätzt 
wird – als dritte Komponente des Potentials – eine Stille Reserve. 
la) Klauder, W., P. Schnur, M. Thon, Arbeitsmarktperspektiven der 80er und 90er 
Jahre. Neue Modellrechnungen für Potential und Bedarf an Arbeitskräften, in: 
MittAB 1/85. Aktualisiert im IAB-Kurzbericht „Strukturelle Entwicklung des 
Erwerbspersonenpotentials bis 2000“ vom 15. 12. 1987(VII/1 – tn). 
Die vorliegende Arbeitsmarktanalyse beschränkt sich auf 
die Gesamtbetrachtung, mit einem Schwerpunkt in der 
Analyse der Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials. 
Weitere aktuelle Strukturfragen des Arbeitsmarktes wer-
den im nachfolgenden Heft 1/1989 der Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung behandelt werden. 
Dabei geht es vor allem um regionale Arbeitsmarktent-
wicklungen, Fragen der Dynamik des Arbeitsmarkts, der 
Teilzeitbeschäftigung und um eine umfassendere Darstel-
lung der Entlastungswirkung und Kosten arbeitsmarktpoli-
tischer Maßnahmen. 
Die aufgrund der Volkszählungsergebnisse notwendigen 
Korrekturen der amtlichen Zeitreihen zur Erwerbstätigkeit 
liegen noch nicht vor. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, 
daß als Folge revidierter Erwerbstätigenzahlen auch das 
Erwerbspersonenpotential neu berechnet werden muß
1). 
Die im Alternativentableau ausgewiesenen Entwicklungs-
tendenzen dürften durch solche den „aktuellen Rand“ 
wenig betreffenden Korrekturen der Basisreihen jedoch 
kaum tangiert werden. 
1. Der Arbeitsmarkt im Jahre 1988 
1.1 Das  Arbeitsangebot 
Auch 1988 wächst das Angebot an Arbeitskräften (+ 
200 000 Personen) auf nunmehr 29,7 Mio. Personen. Der 
Anstieg fällt etwas höher aus als im Vorjahr (1987: + 
180 000 Personen), obwohl demographisch bedingte 
interne Zuwächse beim deutschen Erwerbspersonenpo-
tential kaum noch eine Rolle spielen. Die verstärkte Netto-
Zuwanderung von Deutschen (Aussiedler, Übersiedler) 
und Ausländern (Asylbewerber u. a.) ist hier von aus-
schlaggebender Bedeutung. 
Einzelheiten der aktualisierten Berechnung des Erwerbs-
personenpotentials sind im Kapitel 5 (Übersichten 3 und 4) 
aufgeführt. 
Der Anstieg der Zahl der deutschen  Erwerbspersonen 
beläuft sich 1988 auf rd. 75 000 Personen. Bei der Berech-
nung wurde von einer eher moderaten Entwicklung der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen ausgegangen (mittlere 
Variante der längerfristigen Vorausschau des IAB, de-
mographische und Verhaltenskomponente zusammen 
+ 65 000 Personen)
1a). 
Wanderungsbedingte Zuwächse saldieren sich z. T. mit 
Entlastungseffekten durch höhere Bildungsbeteiligung. 
Der aktuelle Anstieg der Aussiedlerzahlen schlägt sich im 
Rahmen der vorliegenden Rechnung erst 1989 im Erwerbs-
personenpotential nieder. 
Die Zahl der in der Bundesrepublik lebenden ausländi-
schen Arbeitskräfte steigt 1988 um rd. 125 000 Personen. 
Neben dem demographisch bedingten internen Zuwachs ( 
+ 45 000 Personen) beruht dies auf einem positiven Wan-
derungssaldo. 
1.2  Arbeitsvolumen, Arbeitszeit und Beschäftigung 
Gemessen am Wachstum des realen Bruttosozialprodukts 
befindet sich die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land im Jahr 1988 in einer Phase kräftiger konjunktureller 
Expansion. Die von fast allen Wirtschaftsprognostikern 
noch im Frühjahr dieses Jahres als Folge des „Börsen-
krachs“ vom Oktober 1987 befürchtete deutliche Wachs-
tumsverlangsamung ist nicht eingetroffen. Die Gründe für 
die (offensichtlich weltweite) Unterschätzung der Auf-
triebskräfte legen die fünf an der „Gemeinschaftsdiagnose“ 
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gutachten 1988 ausführlich dar. 
Nach einer kräftigen, teils auch durch Sondereinflüsse am 
Jahresanfang bestimmten Zunahme des realen Bruttoso-
zialprodukts im ersten Halbjahr um rd. 4% gegenüber dem 
Vorjahr hat sich das Wachstumstempo zwar etwas verlang-
samt, doch wird bei unverminderter konjunktureller 
Grundtendenz für 1988 insgesamt mit einer Zunahme der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion um 3½ % gerechnet. 
Das kräftige Wirtschaftswachstum hat die Zunahme der 
Arbeitsproduktivität (je Stunde) beschleunigt. Erfah-
rungsgemäß werden in konjunkturellen Aufschwungpha-
sen Auslastungsreserven mobilisiert. Die Produktivitätszu-
nahme (um + 2,8%) wäre noch kräftiger ausgefallen, wenn 
sich die jährliche Arbeitszeit 1988 – wie in den Jahren 
davor – verringert hätte (Übersicht l u. Tabelle 3). 
Tarifliche Arbeitszeitverkürzungen und zunehmende Teil-
zeitarbeit wurden aber 1988 durch kalenderbedingt mehr 
Arbeitstage, durch die konjunkturabhängigen Arbeitszeit-
komponenten – mehr Überstunden, weniger Kurzarbeit -
sowie durch weniger witterungsbedingte Ausfallstunden 
mehr als ausgeglichen, so daß die durchschnittliche Jahres-
arbeitszeit je Arbeitnehmer im Vorjahresvergleich sogar 
leicht zugenommen hat (+ 0,1%, Tabelle 2). 
Die Zahl der Erwerbstätigen ist im Jahresverlauf (saisonbe-
reinigt) stetig angestiegen – pro Monat um durchschnittlich 
15 000. Der Vorjahresabstand hat sich fast jeden Monat 
vergrößert. Die konjunkturellen Perspektiven für das 
vierte Quartal 1988 lassen erwarten, daß sich diese Ent-
wicklung bis zum Jahresende fortsetzt. Im Jahresdurch-
schnitt wird die Erwerbstätigenzahl dann um + 0,6% 
(145 000) über dem Vorjahresstand liegen. Aufgrund des 
stetigen Beschäftigungsanstiegs im Jahresverlauf wird am 
Jahresende ein beträchtlicher Überhang gegenüber dem 
Jahresdurchschnitt erreicht sein (mindestens 60 000). 
1.3 Die Arbeitsmarktbilanz 
Bei der beschriebenen Konstellation von Angebot und 
Nachfrage am Arbeitsmarkt wird im Jahresdurchschnitt 
1988 die Arbeitslosenzahl  um rd. 20 000 auf 2,25 Mio. 
angestiegen sein. Dahinter steht allerdings ein unterschied-
licher Verlauf. Dem Anstieg der saisonbereinigten Arbeits-
losenzahl in der ersten Jahreshälfte folgten Rückgänge in 
der zweiten. Für den restlichen Jahresverlauf wird ein 
weiterer leichter saisonbereinigter Rückgang erwartet. Am 
Jahresende wird die saisonbereinigte Arbeitslosenzahl um 
rd. 40 000 niedriger sein als der Jahresdurchschnitt (negati-
ver Überhang). 
Auch die Stille Reserve wird gegenüber dem Vorjahr leicht 
zunehmen ( + 35 000 auf 1,33 Mio. Personen im Jahres-
durchschnitt). Dies beruht wie im Vorjahr ausschließlich 
auf einem deutlichen Anstieg bei den Ausländern. Auf 
deren schwierige Arbeitsmarktsituation wurde an dieser 
2) Bach, H.-U.,  Ch. Brinkmann,  H. Kohler,  Zur Arbeitsmarktsituation 
der Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland, in: MittAB 3/87. 
3)  Veränderungen der Erwerbsneigung werden bei den in der Bundesrepublik 
lebenden Ausländern nicht unterstellt, bei Deutschen entsprechend 
der mittleren Variante der längerfristigen Vorausschau. Folgt man bei 
Deutschen der oberen Projektionsvariante – dem stärkeren Anstieg der 
Erwerbsneigung der Frauen seit Anfang der 70er Jahre Rechnung 
tragend -, dann wäre das Angebot an Arbeitskräften im Jahre 1989 noch 
um weitere 40 000 Personen höher. Steigen die Zuwanderungen in das 
Bundesgebiet über das jetzt erkennbare Ausmaß hinaus an, dürfte dies 
im wesentlichen erst in den nachfolgenden Jahren für den Arbeitsmarkt 
relevant werden. 
Stelle vor einem Jahr ausführlich eingegangen
2). Dabei 
wurde auch auf die besonderen methodischen Probleme 
der Potentialberechnung bei Ausländern hingewiesen. 
Möglicherweise führt das bisherige Verfahren zu einer 
Unterschätzung der Zahl der in der Bundesrepublik leben-
den ausländischen Arbeitskräfte (und damit auch der Stil-
len Reserve). Andererseits ist nicht auszuschließen, daß 
bislang nicht verfügbare Strukturinformationen über die 
aktuellen Wanderungen von Ausländern zu einer gewissen 
Revision Anlaß geben. Eine entsprechende Neuberech-
nung wird sobald wie möglich erfolgen. 
Bei Deutschen geht anders als bei Ausländern im Jahre 
1988  wie im Vorjahr die Stille Reserve (immerhin um 
60 000 Personen) deutlich zurück. Auch dies deutet mögli-
cherweise auf methodische Probleme hin und darf nicht 
überinterpretiert  werden:   Sowohl  im  Hinblick  auf die 
Erwerbsneigung als auch die Arbeitsmarktwirksamkeit der 
verstärkten Zuwanderungen wurden eher zurückhaltende 
Annahmen getroffen. Insoweit ist auch eine Unterschät-
zung des Potentialzuwachses möglich. Andererseits ist es 
durchaus plausibel, daß die für Jugendliche deutlich bes-
sere Arbeitsmarktsituation, die sich auch in der Struktur 
der Arbeitslosigkeit niederschlägt, eine Teilauflösung der 
Stillen Reserve zur Folge hat. Mehr als in den 70er Jahren 
besteht nämlich die Stille Reserve auch aus Jugendlichen 
(z. B. in „Warteschleifen“ des Bildungssystems), die bei 
einem    Beschäftigungsaufschwung    generell    überdurch-
schnittliche Beschäftigungschancen haben (vgl. Übersicht l 
u. Tabelle 1). 
2. Die voraussichtliche Arbeitsmarktentwicklung im Jahre 
1989 
Weiterer Anstieg des Arbeitskräfteangebots 
Im Jahre 1989 wird das Angebot an Arbeitskräften mit 
+ 215 000 Personen nochmal stärker ansteigen als im Vor-
jahr. Verschiebungen in der Alterspyramide (u. a. 
bedingt durch die nachrückenden geburtenschwachen 
Jahrgänge) führen erstmals seit Jahren zu einem Rückgang 
des  deutschen  Erwerbspersonenpotentials (- 35 000 
Personen), der allerdings (noch) durch die trendmäßigen 
Zuwächse in der Erwerbsbeteiligung überkompensiert 
wird. Hinzu kommt ein kräftiger wanderungsbedingter 
Potentialanstieg (+ 100 000 Erwerbspersonen), der im 
wesentlichen auf die höheren Aussiedlerzahlen 
zurückzuführen ist. Im Jahre 
1989  werden   insgesamt   105 000   mehr   Deutsche   zum 
Arbeitskräfteangebot zählen (vgl. Übersicht 3, Kapitel 5). 
Ein annähernd gleich hoher Anstieg ( + 110 000 
Personen) ist 1989 beim ausländischen Arbeitskräfteangebot 
zu verzeichnen. Knapp zur Hälfte beruht er auf einem 
internen, demographisch bedingten Zuwachs 
(Hineinwachsen ausländischer Kinder und Jugendlicher in 
das erwerbsfähige Alter u. a.), gut zur Hälfte auf 
Wanderungsüberschüssen der Vorjahre
3). 
Abhängig von der Produktionsentwicklung steigt auch die 
Nachfrage nach Arbeitskräften. 
Für die Entwicklung im Jahr 1989 wird von folgenden 
Varianten ausgegangen (Übersicht 1): Die an der 
„Gemeinschaftsdiagnose“ beteiligten Wirtschaftsfor-
schungsinstitute erwarten, daß sich der Aufschwung fort-
setzt, allerdings mit geringerem Tempo. 1989 würde das 
reale Bruttoinlandsprodukt demnach um 2% zunehmen. 
Von dieser Einschätzung ausgehend (Variante II) erwarten 
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tum als 1988 – eine Abnahme des gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitsvolumens um – 0,3%. Zu den tarifvertraglich ver-
einbarten Arbeitszeitverkürzungen, die 1989 in Kraft tre-
ten, und der weiterhin erwartbaren Ausdehnung der Teil-
zeitarbeit wird ein leichter Rückgang der Überstunden und 
ein erneuter Anstieg der Kurzarbeit kommen, so daß insge-
samt mit einem Rückgang der durchschnittlichen Jahresar-
beitszeit je Erwerbstätigen um – 0,8% zu rechnen ist, der 
nicht – wie noch im Vorjahr – durch Kalendereffekte 
geschmälert wird. Dieser erneute Arbeitszeitrückgang 
wirkt einer stärkeren Verlangsamung der Produktivitäts-
steigerung infolge der schwächeren konjunkturellen Ent-
wicklung entgegen. 
Die Zahl der Erwerbstätigen wird bei dieser Konstellation 
1989 um 0,5% (rd. 130 000) ansteigen. Diese jahresdurch-
schnittliche Zunahme wäre zum großen Teil durch den 
o. g. Überhang am Jahresende 1988 abgedeckt und bedeu-
tete eine Verlangsamung des Beschäftigungsanstiegs im 
Verlauf des Jahres 1989. 
Ein nahezu genauso starkes Wirtschaftswachstum wie im 
Jahre 1988 von 3% (Variante III) würde 1989 zwar auch 
eine etwas kräftigere Produktivitätszunahme und einen 
geringeren Arbeitszeitrückgang bewirken, aber dennoch 
den bisherigen Entwicklungstrend der Beschäftigung 
festigen: Es wäre dann mit einer Zunahme der Erwerbstäti-
genzahl um + 0,8% (+ 210 000) zu rechnen. 
Der „Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung“ erwartet mit + 2½ % realem 
Zuwachs eine Entwicklung zwischen diesen Wachstums-
pfaden. 
Sollte sich das wirtschaftliche Wachstum auf 7% verlangsa-
men (Variante I) – dies ist aus heutiger Sicht allerdings 
wenig wahrscheinlich -, so könnte trotz dann auch schwä-
cherem Produktivitätswachstum und kräftigerem Arbeits-
zeitrückgang nur mehr mit einem jahresdurchschnittlichen 
Erwerbstätigenanstieg um 0,3% ( + 70 000) gerechnet wer-
den. Aufgrund des oben genannten Überhangs bedeutet 
dies, daß sich der bisher ansteigende Entwicklungstrend 
der Beschäftigung umkehren würde: Voraussichtlich gegen 
Jahresende 1989 würde die Erwerbstätigenzahl etwa auf 
den Vorjahresstand zurückfallen. 
Weiterhin fast unverändert hohe Arbeitslosigkeit 
Verläuft die wirtschaftliche Entwicklung im Jahre 1989 so, 
wie in der mittleren Variante II (2% Wachstum) angenom-
men, so ist mit einem weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit 
um 30 000 auf rd. 2,28 Mio. Personen zu rechnen. Ein 
leichter Rückgang ist bei größerer Dynamik (Variante III) 
erreichbar. Ein Entwicklungstempo innerhalb dieser Band-
breite bedeutet im wesentlichen Stagnation der Arbeitslo-
sigkeit auf hohem Niveau. 
Fällt allerdings das reale Wirtschaftswachstum geringer aus 
als gegenwärtig allgemein erwartet wird, muß auch mit 
einem deutlichen weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit 
gerechnet werden, bei 1% Wirtschaftswachstum (Varian-
te I) um etwa 70 000 Personen auf 2,32 Mio. Arbeitslose 
im Jahresdurchschnitt. 
Bei allen drei Wachstumsvarianten dürfte auch 1989 die 
Stille Reserve weiter anwachsen, allerdings in unterschied- 
4) Es wurde bereits erwähnt, daß dieser Rückgang möglicherweise auch auf eine 
verfahrensbedingte Unterschätzung des gegenwärtigen Potentialanstiegs 
zurückzuführen ist. 
lichem Ausmaß. Wie in den Vorjahren ist hierfür die schon 
angesprochene besonders schwierige Arbeitsmarktsitua-
tion für ausländische Arbeitnehmer maßgeblich. Bei Deut-
schen würde ein kräftigeres Wirtschaftswachstum zu einer 
weiteren Verringerung der Stillen Reserve führen
4). Sie 
bremst dann den Abbau der registrierten Arbeitslosigkeit, 
allerdings nur in vergleichsweise bescheidener Größenord-
nung. 
3. Ausblick auf die Jahre danach 
Potentialdruck bis in die 90er Jahre 
Auch in den 90er Jahren ist nunmehr wohl mit einem 
deutlichen Anstieg des Erwerbspersonenpotentials zu rech-
nen. Finden weiterhin Zuwanderungen (von Aussiedlern, 
Übersiedlern, Asylbewerbern, Familienangehörigen von 
ausländischen Arbeitnehmern usw.) im jetzt erreichten 
Umfang statt oder verstärken sie sich gar (z. B. auch im 
Zusammenhang mit der Süderweiterung der EG und den 
Bestrebungen um ein „Europa 1992“ ohne Markthemm-
nisse), dürften die ab 1990 beim deutschen Erwerbsperso-
nenpotential ansonsten erwartbaren Rückgänge über viele 
Jahre überkompensiert werden. 
Ohne die verstärkte Netto-Zuwanderung auch von Deut-
schen ginge nach der mittleren IAB-Projektionsvariante 
das deutsche Erwerbspersonenpotential in den 90er Jahren 
zunehmend zurück (1990: 20 000 Personen, 1995: 
150 000 Personen). Bei den in der Bundesrepublik 
lebenden Ausländern sind aus internen demographischen 
Gründen bis Mitte der 90er Jahre (sich leicht verringernde) 
Zuwächse von jährlich zwischen 30 000 und 45 000 Arbeits-
kräften zu erwarten. Aus diesen jährlichen Veränderungen 
bei Deutschen und Ausländern ergibt sich von 1990 bis 
1995 ein jahresdurchschnittlicher Potentialrückgang von 
knapp 45 000 Personen. 
Bei gleichem Wanderungssaldo (Deutsche und Ausländer) 
wie im Jahre 1988 stünde dem ein wanderungsbedingter 
Potentialzuwachs von jährlich knapp 200 000 Personen 
gegenüber. Damit würde in diesem Zeitraum das Erwerbs-
personenpotential insgesamt um durchschnittlich rd. 
150 000 Personen pro Jahr zunehmen. Zuwanderung 
namentlich von Aussiedlern in der sich jetzt abzeichnenden 
Größenordnung ist quantitativ weitaus mehr als ein Gegen-
gewicht zu dem demographisch bedingten internen Rück-
gang des Arbeitsangebots. 
Allerdings lassen sich Wanderungsbewegungen naturge-
mäß nicht exakt vorausschätzen. Übersicht 4 zeigt eine 
starke konjunkturelle Abhängigkeit vor allem der Zuwan-
derung von Ausländern (EG-Staatsangehörige wie übrige). 
Dies führt über den Zyklus hinweg tendenziell zu einem 
gewissen Ausgleich der Wanderungssalden von Auslän-
dern. Bei der jetzigen Struktur der Wanderungen werden 
diese in hohem Maße aber auch durch politische Faktoren 
beeinflußt. Immerhin rechnet die Bundesregierung für die 
nahe Zukunft mit Aussiedlerzahlen mindestens in der Grö-
ßenordnung von 200 000 Personen. Auch werden die welt-
weiten Flüchtlingsbewegungen nicht abrupt abbrechen. 
Mittelfristig dürfte schon deshalb mit einem erheblichen 
positiven Wanderungssaldo zu rechnen sein, vor allem zu 
Zeiten von Beschäftigungszuwächsen (vgl. Schaubild 1). 
Welcher Entwicklungslinie das Erwerbsverhalten  folgen 
wird, ist ebenfalls nicht mit Sicherheit abzuschätzen. Wahr-
scheinlich ist eine anhaltend stärkere Zunahme der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen, möglicherweise oberhalb 
der hier unterstellten mittleren Projektionsvariante. Nach 
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der oberen Variante wäre von 1990 bis 1995 mit einem 
zusätzlichen  Potentialzuwachs von jährlich etwa 50 000 
Personen zu rechnen. 
Die Angebotsseite des Arbeitsmarkts dürfte also zumin-
dest bis Mitte der 90er Jahre durch einen erheblichen 
Potentialdruck charakterisiert sein, allerdings mit abneh-
mender Tendenz. 
Arbeitsmarktungleichgewicht droht weiterhin 
Im Hinblick auf die Entwicklung der Arbeitsnachfrage wird 
hier einmal unterstellt, daß die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung in der ersten Hälfte der 90er Jahre im Trend etwa 
so wie in der zweiten Hälfte der 80er Jahre verliefe und daß 
das reale Sozialprodukt um durchschnittlich 2½ % pro Jahr 
wachsen würde. (Diese Wachstumsrate wird auch in der 
mittelfristigen Finanzplanung der Bundesregierung unter-
stellt.) Nimmt man weiter an, daß auch die Arbeitsproduk-
tivität (je Stunde) dem zuletzt beobachteten Trend folgt 
(+ 2½%) und die Jahresarbeitszeit je Arbeitnehmer um 
½ % pro Jahr abnimmt, dann würde die Erwerbstätigenzahl 
bis Mitte der 90er Jahre um ½ pro Jahr (knapp 150 000 
Personen) zunehmen. Betont sei allerdings, daß es sich hier 
nicht um eine Prognose
5) handelt, sondern nur um das 
Ergebnis der einfachen (eher optimistischen) Annahme, 
daß die Wirtschaftskonstellation der letzten Jahre bis Mitte 
der 90er Jahre unverändert bestehenbleibt. 
In den nächsten Jahren werden nach dieser Modellrech-
nung die (durchschnittlichen) Erwerbstätigenzuwächse 
kaum die jetzt erwartbaren Potentialzuwächse übersteigen, 
5) Neue längerfristige Projektionen werden vom IAB im Laufe des Jahres 1989 
veröffentlicht werden. 
erst Mitte der 90er Jahre würden sie deutlich darüber 
liegen. Die Arbeitsmarktbilanz bliebe unter diesen Annah-
men auch Mitte der 90er Jahre in einem starken Ungleich-
gewicht, die Zahl der Arbeitslosen würde die jetzige Höhe 
nicht wesentlich unterschreiten. 
Bei anhaltend hoher bzw. (wie in der zweiten Hälfte der 
70er Jahre) lediglich leicht rückläufiger Arbeitslosigkeit ist 
davon auszugehen, daß die Strukturalisierungsprozesse 
weitergehen, auch wenn sich zuletzt die durchschnittliche 
Dauer der Arbeitslosigkeit nicht weiter erhöht hat. Lang-
zeitarbeitslosigkeit (im weiteren Sinn, unter Einschluß der 
Mehrfacharbeitslosigkeit) wird aller Voraussicht nach eine 
zentrale Herausforderung auch für die Arbeitsmarktpolitik 
der 90er Jahre bleiben. 
Anhaltender beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitischer 
Handlungsbedarf 
Nach dem Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes hat der 
Staat die Pflicht, für einen Ausgleich der sozialen Gegen-
sätze und damit für eine gerechte soziale Ordnung zu 
sorgen. Der Verlust von Arbeit bedeutet nicht nur Verlust 
von Einkommen und Lebensunterhalt, sondern auch von 
Kontaktchancen, aktivem Leben, gesellschaftlichem Status 
und sozialer Identität. Daher kann sich der Sozialstaat im 
Falle von Arbeitslosigkeit, speziell von Langzeitarbeitslo-
sigkeit, nicht auf materielle Absicherung beschränken und 
auch nicht auf die Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen, so 
wichtig dies im Einzelfalle zur Überbrückung sein mag. 
Ziel muß soweit irgend möglich die reguläre Erwerbsarbeit 
bleiben, die im Rahmen unserer Gesellschaft als Vehikel 
sozialer Integration für Personen, die (aus welchen Grün-
den auch immer) eine Arbeit suchen, kaum ersetzt werden 
kann. 
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auf vollwertige Teilhabe an unserer Gesellschaft durch 
sozialpolitisch ausgerichtete Hilfen (z. B. zusätzliche 
Arbeit für arbeitslose Sozialhilfeempfänger im Rahmen des 
BSHG mit sog. „Mehraufwandsentschädigung“) nicht ein-
fach kostengünstig abgegolten werden kann. Dagegen 
spricht auch nicht die Struktur der Langzeitarbeitslosigkeit. 
Die Vorstellung, es handele sich hier um einen Sockel von 
Schwervermittelbaren, die für eine reguläre Beschäftigung 
nicht mehr in Frage kämen, ist nachweislich falsch. Tat-
sächlich mündet fast die Hälfte derjenigen, die erst nach 
einem Jahr oder später aus der Arbeitslosigkeit ausschei-
den, in Arbeit ein, darunter weit überwiegend in regu-
läre
6). 
Dämpfend auf die allgemeine Entwicklung der Arbeitslo-
sigkeit haben in den 80er Jahren die vielfältigen (teils 
zusätzlich geschaffenen, teils intensiver genutzten) Mög-
lichkeiten zum früheren bzw. vorzeitigen Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben gewirkt („59er Regelung“, § 105 c 
AFG, Erwerbsunfähigkeitsrente bei verschlossenem 
Arbeitsmarkt, Vorruhestand mit und ohne finanzielle 
Zuschüsse durch die Bundesanstalt für Arbeit sowie die in 
den 70er Jahren herabgesetzte flexible Altersgrenze). 
Entfallen die dadurch bewirkten Entlastungen des Arbeits-
marktes ganz oder teilweise (Befristungen beim Vorruhe-
stand und der Regelung nach § 105 c AFG), wird tenden-
ziell die Zahl der registrierten Arbeitslosen und wohl auch 
der Problemgruppen unter den Arbeitslosen wieder anstei-
gen. Die quantitative Wirkung der jetzigen Regelungen
7) 
sollte bei der Diskussion um mögliche Alternativen (z. B. 
Teilruhestand, erweiterter Elternurlaub) mit bedacht 
werden. 
So wichtig es auch ist, schon frühzeitig die völlig andere 
Arbeitsmarktkonstellation zu Beginn des nächsten Jahr-
hunderts, wenn das Erwerbspersonenpotential wohl rasch 
6) Im Mai/Juni 1987 gingen 45% der Langzeitarbeitslosen in Arbeit ab 
(gegenüber 68% bei allen Arbeitslosen), darunter 7% Vermittlungen in 
ABM und 1% in sonstige Maßnahmen. 
7)  Nach IAB-Schätzungen gab es 1986 insgesamt rd. 350 000 Personen, die 
arbeitsmarktbedingte vorzeitige Rentenabgänge darstellen und insoweit 
der Stillen Reserve zuzurechnen sind. Vgl. Ch. Brinkmann, W. Klau- 
der, M. Thon, L. Reyher, MittAB 4/87. 
und drastisch abnimmt, zu reflektieren: zu einem Themen-
wechsel ist es mit Abstand zu früh! Bis in die 90er Jahre 
hinein gibt es großen beschäftigungs- und arbeitsmarktpoli-
tischen Handlungsbedarf. 
4. Entlastung der Arbeitslosenzahl durch arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen 
Insgesamt haben die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
nach dem AFG – Kurzarbeitergeld, Allgemeine Maßnah-
men zur Arbeitsbeschaffung (ABM), Maßnahmen zur 
Fortbildung und Umschulung (FuU) – sowie die von der 
BA mitfinanzierten Fälle der Vorruhestandsregelung 1988 
das im Vorjahr erreichte hohe Niveau fast gehalten, die 
Entlastung der Arbeitslosenzahl fiel mit 424 000 Personen 
nur unwesentlich geringer aus als im Vorjahr (Über-
sicht 2). Das sich abzeichnende Haushaltsdefizit und Unsi-
cherheiten im Hinblick auf durch die 9. Novelle zum AFG 
angestrebte Leistungseinschränkungen in den Bereichen 
von FuU und ABM hinterlassen hier jedoch zum Jahres-
ende deutliche „Bremsspuren“. 
Die Zahl der in Allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbe-
schaffung (ABM) geförderten Teilnehmer dürfte im Jah-
resdurchschnitt 1988 wieder rd. 115 000 Personen errei-
chen, zum Jahresende liegt sie jedoch (mehr noch die Zahl 
der Vermittlungen in ABM) deutlich unter dem Vorjahres-
niveau. Einschließlich der Sekundärwirkungen aufgrund 
von Vorleistungs-, Einkommens- und Verbrauchseffekten 
bewirkt ABM 1988 auf Jahresbasis eine Entlastung der 
Arbeitslosenzahl um knapp 150000 Personen. Aufgrund 
verminderter finanzieller Ausstattung im Haushalt der BA 
dürften die Teilnehmerzahlen und die Entlastungswirkun-
gen 1989 deutlich abnehmen. 
Infolge der Qualifizierungsoffensive ist die Zahl der Teil-
nehmer an Vollzeitmaßnahmen zur beruflichen Fortbil-
dung und Umschulung auch 1988 nochmals auf rd. 200 000 
Personen im Jahresdurchschnitt angestiegen. Die 
9. Novelle zum AFG sieht hier einen wesentlichen Ein-
schnitt vor (Umwandlung von bestimmten Pflichtleistun-
gen in Kannleistungen im Falle nicht arbeitsmarktpolitisch 
notwendiger Förderung), dessen Auswirkungen auf die 
künftigen Teilnehmerzahlen abzuwarten bleiben. Auf-
grund der Entlastungswirkungen von Vollzeit-FuU-Maß-




2)  Zu den methodischen Grundlagen der Schätzung vgl. Flechsenhar, H.-R., Kurzarbeit – Strukturen und Beschäftigungswirkungen, in: MittAB 3/1979. 
3)  Zu den methodischen Grundlagen der Schätzung vgl.  Spitznagel,  E., Globale und strukturelle Auswirkungen von  Allgemeinen  Maßnahmen zur 
Arbeitsbeschaffung (ABM), in: BeitrAB 45. 
4)  Fortbildung und Umschulung ohne Einarbeitung, einschl. Maßnahmen zur Verbesserung der Vermittlungsaussichten (Paragraph 41a AFG). 
5)  Vorruhestandsfälle mit Zuschuß zum Vorruhestandsgeld (Jahresdurchschnitte). 
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, eigene Berechnungen 
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sigkeit um rd. 180 000 Personen höher ausgefallen. Im 
Hinblick auf die Gesetzesänderung und die Haushaltspla-
nung der BA wird die Entlastungswirkung von FuU 1989 
mutmaßlich geringer sein als im Vorjahr. 
Im Zusammenhang mit der konjunkturellen Entwicklung 
ist die Kurzarbeiterzahl vor allem im Herbst 1988 deutlich 
unter das Vorjahresniveau gefallen, im Jahresdurchschnitt 
1988 dürfte es rd. 215 000 Kurzarbeiter geben. Dem Aus-
fallstundenvolumen entspricht ein Beschäftigungsäquiva-
lent von rd. 70 000 Personen. Ohne die Kurzarbeitsrege-
lung wäre, im Falle entsprechender Entlassungen, die 
Beschäftigtenzahl in dieser Höhe geringer ausgefallen. Der 
Größenordnung nach hätte hiervon erfahrungsgemäß etwa 
zwei Drittel die Arbeitslosigkeit belastet, ein Drittel die 
Stille Reserve. Für 1988 errechnet sich demnach ein Entla-
stungseffekt für die registrierte Arbeitslosigkeit in Höhe 
von rd. 50 000 Personen. Im Jahre 1989 dürfte bei 2-3% 
Wirtschaftswachstum die Kurzarbeiterzahl und die daraus 
resultierende Entlastung der Arbeitslosigkeit die gleichen 
Größenordnungen erreichen wie 1988. 
Von der BA zu zahlende Zuschüsse zum Vorruhestands-
geld wurden im Jahresdurchschnitt 1988 in knapp 50 000 
Fällen gewährt, eine Entlastung der Arbeitslosenzahl tritt 
in gleicher Höhe ein. Nach der gültigen Befristungs-Rege-
lung des Vorruhestandsgesetzes ist dieses Gesetz ab 
1. Januar 1989 nur noch anzuwenden, wenn die Vorausset-
zungen für den Anspruch erstmals vor diesem Zeitpunkt 
vorgelegen haben. Damit ist im Laufe dieses Jahres mit 
einem kontinuierlichen Rückgang der Zahl der Förderfälle 
zu rechnen, der Jahresdurchschnitt 1989 dürfte bei etwa 
45 000 Personen liegen. 
Die Gesamtentlastung durch die Maßnahmen wird 1989 
voraussichtlich geringer ausfallen als im Vorjahr. 
5. Anhang: Methodische Erläuterungen zum Erwerbsper-
sonenpotential 1987-1989 
Im Rahmen der kurzfristigen Arbeitsmarktvorausschau des 
IAB wird regelmäßig auch das Erwerbspersonenpotential 
(Angebot an Arbeitskräften) aktualisiert und unter 
Berücksichtigung neuer Entwicklungstendenzen vorausge-
schätzt. Dabei geht es gegenwärtig vor allem um die Wan-
derungsströme von Deutschen und Ausländern (Aussied-
ler, Umsiedler, Asylbewerber, Zu- und Abwanderer aus 
bzw. in EG-Länder usw.). Sie werden sowohl von konjunk-
turellen als auch von politischen Faktoren beeinflußt. Im 
folgenden werden die Ableitungsschritte und Ergebnisse 
für die Jahre 1987 bis 1989 aufgeführt. 
Ausgangspunkt für die Berechnung der aktuellen Entwick-
lung des Erwerbspersonenpotentials ist für Deutsche  die 
mittlere Variante der langfristigen Vorausschätzung des 
IAB
8). Dies bedeutet eine eher vorsichtige Einschätzung 
im Hinblick auf Erwerbswünsche und Erwerbsbeteiligung 
von Frauen, wie neuere Befragungsergebnisse zeigen
9). 
Korrekturen ergeben sich insbesondere aus den Wande-
rungsbewegungen, die in den letzten Jahren z. T. erheblich 
von denen abwichen, die in der zugrunde gelegten amtli-
chen Bevölkerungsprojektion des Statistischen Bundesam-
tes unterstellt wurden. 
8)  Vgl. Fußnote l 
9) Ch. Brinkmann, W. Klauder, L. Reyher, M. Thon: Methodische und 
inhaltliche Aspekte der Stillen Reserve, in: MittAB 4/87. 
Der tatsächliche Wanderungssaldo wurde mit der 
Annahme vorausgeschätzt, daß in diesem Jahr wie in den 
Folgejahren etwa 200 000 Aussiedler zu erwarten sind und 
die Zahl der Übersiedler etwa konstant bleibt. Er baut sich 
allerdings erst im Verlaufe eines Jahres auf und verändert 
die durchschnittliche Bevölkerungszahl des laufenden Jah-
res nur z. T. (bei linearem Aufbau zur Hälfte). Der andere 
Teil ist „Überhang“ und für den Jahresdurchschnitt des 
Folgejahres relevant. 
Vereinfachend wird hier (vorbehaltlich einer detaillierte-
ren Rechnung) unterstellt, daß der Wanderungssaldo der 
Deutschen erst im Folgejahr potentialwirksam wird (im 
Hinblick auf die bekannte Altersstruktur der Aussiedler 
und ihre Erwerbsbeteiligung im Herkunftsland: gut 50%). 
Zuvor ist allerdings der bereits in der Bevölkerungsvoraus-
schätzung enthaltene Wanderungssaldo (rd. 20 000 Perso-
nen pro Jahr) herauszurechnen. Wegen des Wanderungs-
saldos von 77 000 Deutschen im Jahre 1987 erhöht sich 
damit das Erwerbspersonenpotential 1988 um rd. 30 000 
Personen (vgl. Übersicht 3). 
Veränderungen der Vollzeit-Bildungsbeteiligung nach dem 
AFG führen daneben in voller Höhe zu weiteren Poten-
tialabschlägen (bzw. -Zuschlägen im Falle einer Reduzie-
rung der Teilnehmerzahlen). Im Jahre 1987 ist hier vor 
allem die „Qualifizierungsoffensive“, 1988 die Ausweitung 
der Deutschkurse für Aussiedler von Bedeutung. 
Für in der Bundesrepublik lebende Ausländer  ist Aus-
gangspunkt die in der langfristigen Vorausschau enthaltene 
demographische Komponente (keine Veränderung der spe-
zifischen Erwerbsbeteiligungen). Auch dies ist eine eher 
zurückhaltende Annahme. 
Aus den Wanderungsbewegungen abzuleitende Korrektu-
ren werden wegen der besonderen rechtlichen Konstella-
tion zunächst unter Ausschluß der Asylzuwanderungen er-
rechnet. 
Bei den unter Ausschluß der Asylbewerber ermittelten 
Zuwanderungen handelt es sich z. T. um Zuzüge aus EG-
Ländern (ggf. sofortige Arbeitserlaubnis), aus ehemaligen 
Anwerbeländern mit Regierungsabkommen, die nach 
Ablauf von Wartefristen auch Familienangehörigen den 
Anspruch auf eine Arbeitserlaubnis geben und sonstige 
Zuwanderungen. Diese sind nach Ablauf ggf. bestehender 
Wartefristen auch dann zum Erwerbspersonenpotential zu 
rechnen, wenn sie zwar keinen Anspruch auf Arbeitser-
laubnis haben, eine solche aber lediglich aus Arbeitsmarkt-
gründen nicht erhalten. Entscheidend ist die rechtliche 
Möglichkeit, bei Vorliegen eines entsprechenden Arbeits-
platzes eine Arbeitserlaubnis erhalten zu können. 
Eine Differenzierung der Potentialwirkungen nach solchen 
Einzelströmen erfolgt wegen unzureichender Stukturdaten 
bislang nicht. Es wird vereinfachend unterstellt, daß bei 
einer durchschnittlichen Erwerbsquote von rd. 50% der 
Wanderungssaldo (unter Ausschluß der Asylzuwanderun-
gen) im ersten Folgejahr potentialwirksam wird. Im Jahre 
1988 betrug nach diesen Annahmen der dadurch bedingte 
Potentialzuwachs 40 000 Personen (abgeleitet aus dem 
Wanderungssaldo von 82 000 Ausländern im Jahre 1987). 
Bis 1986 hatten Asylbewerber spätestens nach 2 Jahren die 
Möglichkeit, eine allgemeine Arbeitserlaubnis zu erhalten 
(keine Wartefrist, wenn von vornherein feststand, daß der 
Asylbewerber auch im Falle der Ablehnung des Antrags 
aus rechtlichen, politischen oder humanitären Gründen 
nicht ausgewiesen oder abgeschoben wird; Anspruch auf 
besondere Arbeitserlaubnis bei Anerkennung). 
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1)  Soweit nicht in der amtlichen Bevölkerungsprojektion des Statistischen Bundesamts schon enthalten; Vorausschätzung anhand aktueller Daten über 
Aussiedler und Übersiedler, potentialwirksam (gut 50%) im Folgejahr. 
2)  FuU, Deutschkurse, Reha (soweit vorher arbeitslos), berufsvorbereitende Maßnahmen (soweit nicht reha-spezifisch und nicht in Kombination mit ABM). 
3)  Potentialwirksam (50%) im Folgejahr. 
4)  Potentialwirksam (50%) bis 1986 zu gleichen Teilen in den beiden Folgejahren, ab 1987 zu gleichen Teilen im 1. und im 5. Folgejahr. 
5)  Bevölkerung, nicht Erwerbspersonen. Zu den Wanderungen von Deutschen insgesamt vgl. Übersicht 4. – 6) Jahresdurchschnitte 
 
*) Vorläufig  
**) Saldo unter Ausklammerung von Asylbewerbern und Wanderungen von EG-Staatsangehörigen 
Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesausgleichsamt Bad Homburg; Bundesaufnahmelager Zirndorf 
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aufzunehmen, können grundsätzlich nicht Teil des 
Erwerbspersonenpotentials sein. Im Hinblick auf die diffe-
renzierten und auf den Einzelfall abstellenden Regelungen 
wurde bei Asylbewerbern, die bis 1986 in die Bundesrepu-
blik eingereist sind, unterstellt, daß sie noch nicht im Jahr 
des Zuzugs, sondern zu gleichen Teilen im ersten und im 
zweiten  Folgejahr  ins Erwerbspersonenpotential eingehen, 
und zwar mit einer Erwerbsquote von rd. 50%. (Soweit 
Asylbewerber z. T. auch wieder die Bundesrepublik ver-
lassen, sind sie in dem zuvor betrachteten Wanderungs-
saldo enthalten und insoweit auch wieder aus dem 
Erwerbspersonenpotential herausgenommen.) 
Die für Asylbewerber seit 1987 geltenden entsprechenden 
Regelungen sehen eine allgemeine Wartefrist von 5 Jahren 
vor, verkürzt auf l Jahr, wenn von vorneherein keine 
Abschiebung bzw. Ausweisung droht. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß nunmehr etwa die Hälfte der Asylbewerber 
aus osteuropäischen Ländern kommt, für die weitgehend 
die verkürzten Zeiten gelten. 
Ab 1987 wird daher Potentialwirksamkeit zu gleichen Tei-
len im ersten  und im fünften  Folgejahr (jeweils zu 50%) 
unterstellt: 57 000 Asylbewerber des Jahres 1987 erhöhen 
z. B. nach dieser Rechnung in den Jahren 1988 und 1992 
das Erwerbspersonenpotential um jeweils rd. 15 000 Perso-
nen. Soweit sie zwischenzeitlich die Bundesrepublik wieder 
verlassen haben, sind sie wie zuvor erwähnt berücksichtigt. 
Gegenüber der IAB-Langfristprojektion steigt das 
Erwerbspersonenpotential im Jahre 1988 vor allem deshalb 
beträchtlich stärker an, weil Ausländer (u. a. ein Teil der 
Asylbewerber der Jahre 1986-1987) zu berücksichtigen 
sind. Im Jahre 1989 sind es mehr noch die ab 1988 sprung-
haft gestiegenen Aussiedlerzahlen, die zu Buche schlagen. 
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